
Bundessozialgericht

!
—11BA92/76-

Beschluß

_in dem Rechtsstreit

Klägerin und Beschwerdeführerin,

Prozeßbevollmächtigte:

@e g e n

Beklagte und Beschwérdegegnerin.

Der 41. Senat des Bundessozialgerichts ha£
am

15. September 4976 durch den Vorsitzenden Richter

Dr. B u s s und die Richter H e y e r und

G e'i g e r — N i e t s c h *
beschlossenä

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulessung

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts

Berlin vom 2. März 1976 wird als unzulässig verworfen.

Außergerichtliche Kbsten des Beschwerdeverfahrens

sind nich■ zu erstatten.
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G r ü n d e :

Das Landessozialgericht (LSG) hat in dem Urteil vom
2. März 1976 die Revision nicht zugelassen; Hiergegen
wendet sich die Klägerin mit der Beschwerde und beruft

sich auf die Zulassungsgründe des 5 160 Abs. 2 an. 1 und
5 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)»

Die Beschwerde war in entsprechender
Anwendung

der 55 169,

202 SGG @ 574 der Zivilprozeßordnung zu
verwerfen‚ weil

ihre.Beé1ündung den gesetzlichen Erfordernissen nicht ge—

nügt.—Nachs 160‚ÄAbs; 2”Saää; seemußin der Beschwerde—
}begründung die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache .

dargelegt oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.
_1%ides:m■r4ärht geschehen.

Die Klägerin hat als Verfahrensmangel geltend gemacht,
‚das LSG hätte gemäß @ 1Ö3 BGG;ermitteln müssen, ob der
Versicherte auch nach 1938 Angestellter derselben Firma
geblieben und lediglich zu einer anderen Firma—"abge-

stellt" worden sei; dafür habe sie mehrfach Beweis ange—
boten. Ferner hätte das LSG nicht ohne weiteres ein Konzern—
verhältnis der besagten Firmen unterstellen dürfen.

Mit diesem Vorbringen ist ein Ver■ahrensmangel nicht in
ä;er erforderlichen Form ”bezeichnet“: Aus der Beschwerde-

begründung ergibt sich nicht, daß dem LSG ein Beweisentraä

verlag (Vgl. 5 160 Abs. 2 Nr. 3 see)‚ Ermittlungen über
ein nach 1958 fortbestehendes Anstellungsverhältnis zur

Firma Schicht und über eine bloße "Delegation" zur Firma
Butter und Lever vorzunehmen. Dazu genügt nicht ein all—

gemeiner Hinweis auf frühere Schriftsätze. Auch der etwas

präzisere Hinweis auf den Schriftsatz vom 15. April 1971

(31 61 der Akten des Sozialgerichts) belegt den Beweis—

antrag nicht, zumal diesem Schriftsatz keine Anlagen 15

und 14 beigefügt waren. Gleiches gilt für die vermißten
Ermittlungen zur Klärung des Rechtsverhältnisses zwischen
beiden genannten Firmen; im übrigen war diese Frage für
das LSG nicht entscheidungserheblich.
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Die grundsätzliche Bedeutung.der Rechtssache ist in der

Beschwerdebegründung ebenfalls nicht dargelegt. Die Frage,
wie sich die Delegation zu einer anderen Firma im Rahmen

des 5 19 Abs. 2 des Fremdrentengesetzeé auswirkt, kann
vhier schon deshalb nicht grundsätzlich.entschieden werden,"

weil das LSG keine Delegation festgestellt hat. Ob eine,

wegen Auslandsäüfenthalts ruhende Rente nach Wohnsitzbe—

gründung im Inland nhchzuzahlen ist, ist nicht klärungsbe—V

dürftig; die —
vefneinende

— Antwort steht nach dem Hört—„

laut sowie Sinn und Zweck der Ruhensvorschriften (5% 96 ff
des Angestelltenversicherungsgesetzes) außer Zweifel

(BSG, Beschluß vom 22. August 4975 -—41 BA 8/75).

Hiernach ist die Beschwerde unzulässig.

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung

' des 5 193 SGG. *

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

